
Liebe Leserin, lieber Leser, 

alles in Butter bei Ihnen? Sollte es eigentlich sein, 
denn Milchprodukte sind so günstig wie noch 
nie. Dafür blicken aber die Milchbäuerinnen und 
-bauern, die deshalb rote Zahlen schreiben wie 
noch nie zuvor, in eine milchig-trübe Zukunft. Die 
Krise geht über Europa hinaus: Weltweit wird der 
Weidehaltung und den von ihr lebenden Höfen 
die Existenzgrundlage entzogen. Die Milchkri-
se ist übrigens ein Lehrstück für die ganz großen 
Fragen: Angebot und Nachfrage auf (scheinbar) 
freien Märkten – führt das zu gesellschaftlich 
sinnvollen Ergebnissen? Im speziellen Fall der 
Landwirtschaft sind Zweifel angebracht. Nur 
weil ein Überangebot an Milch besteht, essen wir 
nicht plötzlich Unmengen mehr Quark, Joghurt 
& Co. Und der massive Preisverfall führt auch 
nicht dazu, dass alle etwas weniger Milch pro-
duzieren, sondern zum Exitus der Kühe aus dem 
Landschaftsbild. Bisher haben die politischen 
Antworten auf die Krise versagt. Sollen öffentli-
che Agrar-Subventionen etwa noch mehr erhöht 
werden, nur um ein weiteres (Export-)Wachs-
tum der Molkereien zu ermöglichen? Das riecht 
nach Wachstum um jeden Preis. Ein beherzteres 
Vorgehen der Politik sollte an den Wurzeln des 
Problems ansetzen: Mengenbegrenzung, Preis-
stabilisierung und eine Abkehr von der Exportori-
entierung sind jetzt angesagt!

Mit freundlichen Grüßen, 

Tilman Santarius

Die Milchmärkte in der Europäischen Union  
befinden sich in einer schweren Krise. Die 

Preise sind weit unter die Produktionskosten 
gesunken (siehe Artikel von Berit Thomsen 
auf Seite 3). Mittlerweile leiden aber nicht nur 
die europäischen Bauern und Bäuerinnen un-
ter dieser Krise. Die Weltmarktpreise für die 
wichtigsten international gehandelten Milch-
produkte Milchpulver und Butter sind auf ein 
historisch niedriges Niveau gefallen. Selbst 
die ErzeugerInnen in Neuseeland, einem der 
kostengünstigsten Milchproduzenten, machen 
Verluste. 

Über die Ursachen der Krise herrscht unter Ex-
pertInnen Einigkeit: Die Milcherzeugung ist 
in den letzten Jahren weltweit deutlich stärker 
gestiegen als die Nachfrage. Insbesondere die 
wichtigsten Exportnationen Neuseeland, EU, 
USA, Australien und Argentinien haben die 
Erzeugung seit 2011 um mehr als 20 Millio-
nen Tonnen gesteigert, obwohl der inländische 
Verbrauch in all diesen Ländern stagniert. Be-
sonders stark stieg die globale Milchproduktion 
2014. Die weltweite Nachfrage hielt mit diesem 
rasanten Produktionsanstieg nicht Schritt. Die 
Folge: ein drastischer Preisverfall. Der globale 
Preisindex der UN-Landwirtschaftsorganisati-
on FAO für Milchprodukte hat sich seit Mitte 
2013 fast halbiert.

editorial

weitblick
zeitung für eine global gerechte und zukunftsfähige politik

EU trägt die größte  
Verantwortung
Die EU ist mit fast 11 Millionen Tonnen für 
mehr als die Hälfte der zusätzlichen Produk-
tion in den wichtigsten Exportländern verant-
wortlich. Die Milchquote, die die Produktion 
30 Jahre lang begrenzt hatte, lief im April 2015 
aus. Doch schon davor steigerten viele EU-Be-
triebe als Reaktion auf hohe Milchpreise 2013 
ihre Erzeugung und produzierten allein 2014 
sechs Millionen Tonnen mehr Milch als im 
Vorjahr. Damit war sie in jenem Jahr für mehr 
als 60 Prozent des Produktionszuwachses der 
Hauptexportländer verantwortlich. Ein großer 
Teil der zusätzlichen Erzeugung in der EU wird 
in Form von Magermilchpulver exportiert. Die 
Grafik auf der nächsten Seite zeigt einen engen 
Zusammenhang zwischen dem Anstieg der EU-
Magermilchpulverexporte und dem Verfall der 
Weltmarktpreise.

Anders als in Neuseeland und Australien ist 
die Milcherzeugung in der EU auch 2015 wei-
ter gewachsen und auch in den ersten Monaten 
dieses Jahres weiter angestiegen. Die EU ist da-
mit nicht nur hauptverantwortlich für den bis-
herigen Preisverfall, sondern verhindert auch 
weiterhin eine Erholung. Die Milchquote ohne 
flankierende Maßnahmen auslaufen zu lassen, 

Die Milchkrise wird globalIn Kooperation mit

Petition: Kühe und Bauern 
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hat sich damit als verheerende Entscheidung 
erwiesen – sowohl in der EU als auch welt-
weit. In vielen Entwicklungsländern mit relativ 
offenen Märkten für Milchprodukte, schlagen 
die niedrigen Weltmarktpreise auf die lokalen 
Preise durch und verringern Einkommenspers-
pektiven im ländlichen Raum. 

Milch bekämpft Armut

In vielen Ländern Afrikas gehören Viehhalter
Innen zu den ärmsten und am meisten benachtei-
ligten Bevölkerungsgruppen. Besonders Frauen  
haben kaum Möglichkeiten, ein eigenes Ein-
kommen zu erzielen, da den Männern die Tie-
re gehören und sie durch deren Verkauf Geld 
verdienen. Traditionell sind Frauen in vielen 
afrikanischen Ländern aber für die Milchkühe 
verantwortlich. Milch wurde bislang überwie-
gend selbst konsumiert oder mit Ackerbäue-
rinnen und -bauern gegen Getreide und ande-
re Feldfrüchte getauscht. Seit einigen Jahren 
entstehen Initiativen, Milchprodukte auch ge-
gen Geld zu verkaufen. Frauengruppen grün-
den dazu Kleinstmolkereien, in denen sie ihre 
Milch pasteurisieren oder zu Joghurt weiter-
verarbeiten. Veränderte Konsumgewohnheiten 
und die zunehmende Verstädterung nicht nur in 
Metropolen, sondern auch in Klein- und Mittel-
städten nahe der Viehhaltungsregionen bieten 
dafür neue Absatzmärkte (siehe Reisebericht 
aus Burkina Faso auf Seite 5). 

Milcherzeugung bietet eine der wenigen wirt-
schaftlich aussichtsreichen Perspektiven in 
vielen Regionen Afrikas. Es ist entwicklungs-
politisch besonders vorteilhaft, dass davon vor 

allem Frauen profitieren können, die sich stär-
ker um Ernährung und Ausbildung der Kinder 
kümmern. Um den Sektor nachhaltig zu entwi-
ckeln, sind aber Investitionen und Beratung in 
Molkereiwesen, Vermarktung, Züchtung, Tier-
gesundheit und Weidemanagement erforder-
lich. Diese lohnen sich nur, wenn Milchproduk-
te angemessene Preise erzielen. Zunehmende 
Exporte der EU und sinkende Weltmarktpreise 
gefährden dies. Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel betont immer wieder, dass gerade Afri-
ka wirtschaftliche Perspektiven braucht, um 
Flucht und Migration zu kontrollieren. Dazu 
sind Einkommen und Beschäftigung im Milch-
sektor sicher besser geeignet als der Zugang zu 
billigem Milchpulver. 

Die Menge reduzieren – auch 
aus internationaler Verantwor-
tung
Die EU steht nun intern und international in der 
Verantwortung, Produktion und Exporte zu be-
grenzen, um höhere und stabilere Milchpreise 
zu ermöglichen. Die deutsche und europäische 
Politik setzt bisher auf kurzfristige Liquiditäts-
hilfen und bringt – da direkte Exportsubventi-
onen verboten sind – staatlich geförderte Ex-
portkredite ins Spiel. Damit verschärft sie das 
Problem, statt es zu lösen. 

Stattdessen wäre es sinnvoll, dass Molkereien 
den Milcherzeugern, die ihre Produktion redu-
zieren, einen höheren Preis zahlen. Unterstützt 
durch finanzielle Anreize der EU, der Bundes-
regierung und der Länder. Solche kurzfristigen 
Maßnahmen sind zu einer europaweiten Kri-

senprävention weiterzuentwickeln. Die EU soll-
te die Produktion präventiv begrenzen, wenn 
sie einen Preisverfall durch Überproduktion 
erwartet. 

Die Instrumente zum kurzfristigen Mengen-
management sind so schnell wie möglich mit 
einer grundlegend anderen Strategie für die 
Milcherzeugung zu verknüpfen. Statt auf Nied-
rigstpreise bei Standardprodukten wie Milch-
pulver zu setzen, sollten Deutschland und 
die EU vor allem Qualitätsprodukte mit ho-
her Wertschöpfung erzeugen. Eine veränderte 
Fütterung, beginnend mit weniger Kraftfutter, 
kann der Einstieg dazu sein. Die kurzfristigen 
Anreize zur Mengenbegrenzung sollte die EU 
damit verbinden,  neben der Biomilch weitere 
Qualitätsmerkmale wie gentechnikfreie Füt-
terung, Einsatz überwiegend regionaler Fut-
termittel, Heumilch oder echte Weidemilch zu 
fördern. Durch Beratung bei Erzeugung und 
Vermarktung sowie Herausstellen der beson-
deren Produktqualität lassen sich kaufkräfti-
ge Marktsegmente erschließen und ausbauen. 
Eine angemessene, transparente und staatlich 
garantierte Kennzeichnung der Haltung und 
Fütterung von Milchkühen unterstützt dies zu-
sätzlich.

Tobias Reichert

Magermilchpulver: Exporte der EU-28 und Weltmarktpreis
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Exportorientierte Agrarpolitik  
ruiniert Milchhöfe

ausdehnen oder sogar reduzieren. Ein Großteil 
der Lieferanten zog mit und die Menge konnte 
begrenzt werden. Außerdem sind weitere Mol-
kereien diesem Beispiel gefolgt. Um aber eine 
Wirkung auf dem gesamten Markt zu erzielen, 
müssen noch mehr Molkereien und insbeson-
dere marktbeherrschende wie das DMK mit-
ziehen.

„Seit Monaten fordern wir die DMK-Spitze auf, 
einen aktiven Beitrag zur Lösung der Krise am 
Milchmarkt zu leisten und einen befristeten Bo-
nus für Mengenvernunft einzuführen“, kritisiert 
Georg Janßen, Bundesgeschäftsführer der AbL. 
„Die DMK-Molkereiführung hat das rundweg 
abgelehnt, obwohl auch sie die Übermenge am 
Milchmarkt für den starken Preisverfall verant-
wortlich gemacht hat. Sie ist noch nicht einmal 
zu so einem Bonus bereit, wenn andere Mol-
kereien mitziehen. Die Quittung sind fallende 
Milchpreise, bei denen die Milchbauern durch 
die Bank Verluste machen. Die Spitze dieser 
Genossenschaftsmolkerei handelt unverant-
wortlich“, so Georg Janßen weiter. 

Menge muss gedrosselt  
werden
Da marktführende Molkereien keine Verant-
wortung übernehmen, muss jetzt der Staat 
umgehend handeln. Die jüngste Agrarminis-
terkonferenz im April 2016 in Deutschland 
oder auch die französische Regierung und jetzt 
sogar EU-Agrarkommissar Phil Hogan zei-
gen richtungsweisende Maßnahmen auf, um 
die erzeugte Menge wirksam zu reduzieren. 
Aber Bundeslandwirtschaftsminister Christian 
Schmidt und die gesamte Bundesregierung blo-
ckieren noch. Zwar übernimmt er Phrasen der 
Milchbauernbewegung, aber im Kern schindet 
er Zeit und riskiert dadurch, dass noch mehr 
Höfe ausbluten. Dabei muss sich der Landwirt-
schaftsminister jetzt dafür einsetzen, auf EU-
Ebene obligatorisch die Menge zu drosseln, um 
schnellstmöglich der Milchkrise entgegenzu-
wirken. Aber auch für die Zukunft sind krisen-
präventive Marktmechanismen zu installieren: 
Wenn sich bei der Marktbeobachtungsstelle der 
EU-Kommission ein Preisverfall durch Über-
produktion ankündigt, sind mittels eines Bo-
nus-Malus-Systems Produktionsbegrenzungen 
herbeizuführen. Betriebe, die weniger liefern, 
werden honoriert und Betriebe, die in dieser 
Phase weiterhin zur Überproduktion beitragen, 
müssen eine Abgabe zahlen.

Außerdem ist „für eine nachhaltige Preiswen-
de am Milchmarkt eine gemeinsame Strategie 
mit den Bauern notwendig, um für eine gezielte 
Verringerung der Milchmenge zu sorgen“, so 

Der Milchpreis in Deutschland und auch in 
anderen EU-Ländern rutscht immer weiter 

ab. Erste norddeutsche Molkereien zahlen unter 
20 Cent pro Kilo Milch. Die Produktionskos-
ten liegen bei mehr als 45 Cent für ein Kilo. 
Die Folgen sind brutal. Im letzten Jahr mussten 
3.200 Milchhöfe in Deutschland aufgeben. In 
Litauen werden sogar nur noch 8 bis 15 Cent je 
Kilo Milch ausgezahlt bei im Schnitt 33 Cent 
Produktionskosten. Grund für diese Misere ist 
das ersatzlose Auslaufen der Milchmengenbe-
grenzung im letzten Jahr und die Förderung 
des Baus größerer Ställe für Milchbetriebe. Die 
Milchwirtschaft hat auf betrieblicher Ebene re-
agiert, die Ställe vergrößert und die Milcher-
zeugung angekurbelt. Das damit einhergehende 
Überangebot an Milch auf dem europäischen 
Markt drückt den Erzeugerpreis nach unten. 

Diese Politik nutzt der exportorientierten Mol-
kereiwirtschaft. Sie wollen Märkte außerhalb 
der EU erobern, wo die Preise tendenziell nied-
riger sind. Auch erhofft sich die europäische 
Molkereiwirtschaft mehr Exporte durch TTIP, 
das umstrittene Handelsabkommen zwischen 
EU und USA. Die Exporte insbesondere von 
Massenware aus der EU sind enorm gestie-
gen. Und noch etwas nutzt den Molkereien: Sie 
kalkulieren ihre Kosten rückwärts, das heißt, 
wenn Lebensmitteldiscounter bei Vertragsab-
schlüssen die Milchpreise aufgrund der Über-
mengen drücken können, geben die Molkereien 
die Preissenkung bequem an ihre Lieferanten 
weiter.

Die Situation auf den Höfen beschreibt Annelie 
Wehling, Milchbäuerin und Mitglied im Bun-
desverband Deutscher Milchviehhalter (BDM): 
„Die meisten Milcherzeuger sind total über-
rascht, und sagen, dass hätten sie nicht gedacht, 
dass der Wegfall der Quote solche extremen 
Auswirkungen haben wird. Ich bin empört, wie 
man eine gewachsene, gesunde Struktur mit 
solch einer Vorgehensweise regelrecht vernich-
tet zugunsten einiger Weniger.“ 

Molkereien blockieren  
Maßnahmen
Die Molkereien, allen voran die größte Deutsch
lands, das Deutsche Milchkontor (DMK), wei-
gern sich, die Ursache dieser Krise anzugehen 
und die preiszerstörenden Überschüsse abzu-
bauen. Dass dies schnell, unbürokratisch und 
wirksam möglich ist, hat die niederländische 
Molkerei FrieslandCampina Anfang dieses 
Jahres in einem Notfallprogramm bewiesen: 
Mit einem Bonus-Programm hat sie ihre Mil-
cherzeuger honoriert, wenn diese über einen 
bestimmten Zeitraum die Milchmenge nicht 

Georg Janßen. 
„Die Ü ber-
schüsse  i m 
Markt müssten 
gezielt abge-
baut werden, 
e twa du rch 
Reduzier ung 
der Kraftfuttergaben oder Milchverfütterung 
an Kälber.“ Des Weiteren fordert die AbL, die 
europäische Eiweißlücke zu schließen und ver-
mehrt heimische Hülsenfrüchte anzubauen. Die 
Kühe sind wieder auf höhere Lebensleistung zu 
züchten statt einseitig auf kurzfristige Milch-
leistung. Weidehaltung und gentechnikfreie 
Fütterung müssen gefördert werden.

Die Milch genießt in der Gesellschaft zu Recht 
einen sehr guten Ruf, den es zu verteidigen gilt. 
Deshalb braucht es Bewegung und Unterstüt-
zung auf allen Ebenen. Am 17. September fin-
den in sieben Städten in Deutschland die De-
monstrationen „CETA & TTIP stoppen“ statt. 
Vom 30. September bis zum 3. Oktober ist in 
Berlin der 2. „Wir haben es satt“-Kongress, zum 
Thema „Landwirtschaft Macht Essen“. Bürger
Innen sowie Bauern und Bäuerinnen müssen 
gemeinsam handeln für eine andere Agrarpoli-
tik und für eine zukunftsfähige Landwirtschaft.

Berit Thomsen, Arbeitsgemeinschaft bäuer­
liche Landwirtschaft (AbL)

Infos zur Demo und zum Kongress:
www.ttip-demo.de 
www.wir-haben-es-satt.de

Warum ich Germanwatch 
wichtig finde ...

Rene Millogo 
Direktor von Plate-forme 
d’Actions à la Sécuri-
sation des Ménages 
Pastoraux (PASMEP), 
der Aktionsplattform zur 
Sicherung viehhaltender 
Haushalte in Burkina 
Faso

Germanwatch verdeutlicht mit seinen 
Analysen die Auswirkungen der deut-
schen und europäischen Agrar- und Han-
delspolitik und erhöht so das Bewusst-
sein dafür. Vor allem ihre Arbeit zur 
Milchpolitik ist für uns sehr hilfreich.

http:/www.ttip-demo.de
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einfach eins zu eins an ihre Lie-
feranten weiter. Sie weigern sich, 
die von der Politik geschaffenen 
Möglichkeiten zur Reduzierung 
der Menge zu nutzen, um da-
durch den Preis wieder steigen 
zu lassen. Ihnen ist das Überle-
ben ihrer eigenen Mitglieder und 
Lieferanten völlig egal. Deshalb 
ist es nur zu berechtigt, wenn 
Bäuerinnen und Bauern auf die-
sen Missstand hinweisen und vor 

den Molkereien demonstrieren. Eine besonde-
re Verantwortung kommt hier dem DMK mit 
seiner marktbeherrschenden Größe zu, deshalb 
nehmen wir diese Molkerei besonders in die 
Pflicht. 

Sie haben bereits mehrfach 
Aktionen vor der größten deut-
schen Molkerei „Deutsches 
Milchkontor“ (DMK) mitor-
ganisiert und einmal sogar die 
Einfahrt für mehrere Stunden 
blockiert. Wieso demonstrieren 
Bauern und Bäuerinnen vor ih-
ren Molkereien?

Wir befinden uns in einer exis-
tenzbedrohenden Krise, seit über 
anderthalb Jahren sind die Milchpreise nicht 
mehr kostendeckend. Die Genossenschaftsmol-
kereien, die eigentlich den Bauern gehören, sind 
aber als Unternehmen kaum von der Krise be-
troffen, denn sie geben die geringeren Erlöse 

„Wir finanzieren den Molkereien 
ihre Weltmarkteroberungen“

Die Molkereien beklagen aber, dass der Ex-
port eingebrochen ist. Ist das nicht höhere 
Gewalt?

Durch das Russland-Embargo und den Nach-
fragerückgang in China sind tatsächlich wichti-
ge Märkte verloren gegangen. Aber gleichzeitig 
haben die Molkereien ihre Exporte in ande-
re Regionen gesteigert, sodass die exportierte 
Menge im Krisenjahr 2015 sogar gestiegen ist. 
Kein Wunder, denn mit den extrem niedrigen 
Rohmilchpreisen ermöglichen wir Milcherzeu-
ger den Molkereien ihre Exporterfolge! Wir fi-
nanzieren den Molkereien die Eroberung von 
Weltmarktanteilen, und wenn es uns den Hof 
kostet! 

Die Milchpreise sind im Keller. Täglich müssen kleinere 
Betriebe aufgeben. Die Großmolkereien exportieren 
billiges Milchpulver und richten auch auf den Märkten 
in den armen Ländern großen Schaden an. 

Die Aktion Agrar ruft zusammen mit Attac dazu auf, ih-
ren Appell an Bundeslandwirtschaftsminister Christian 
Schmidt zu unterschreiben. Germanwatch unterstützt 
die Petition:

Sehr geehrter Herr Minister Schmidt,

jetzt droht rund um die Kühe eine Industrialisierung, wie sie bei Hühnern und Schweinen schon geschah.  
Lassen Sie nicht zu, dass noch mehr Bauernhöfe kaputt gehen und die  
regionale Versorgung zu Gunsten von Milchfabriken auf der Strecke bleibt!

Wir fordern von Ihnen und Ihrem Ministerium:

– Handeln Sie jetzt sofort: Unterstützen Sie Höfe, die jetzt freiwillig weniger Milch produzieren!

– Die Kühe müssen auf die Weide! Tier- und Klimaschutz sowie Qualität passen zusammen.

– Wenn „Fair“ draufsteht, muss auch „Fair“ drin sein: Wir fordern eine umfassende Transparenz bei allen  
Milch-Produkten im Laden. Schützen Sie Begriffe wie „regional“ und „Weidehaltung“.

– Vergessen Sie die Export-Illusion: Wir brauchen eine bedarfsgerechte Milchproduktion statt Pulver für den  
Weltmarkt. Setzen Sie sich auf der EU-Ebene für einen Kurswechsel weg von der Exportorientierung ein.

Mit freundlichen Grüßen

PETITION - Bitte mitmachen!

Jetzt unterzeichnen! www.aktion-agrar.de/hoefe-retten
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In Tambolo besichtigen wir die kleine Mol-
kerei einer Frauengruppe. 56 Frauen liefern 
an die Molkerei. Nicht viel – manchmal nur 
zwei Liter, manchmal acht bis zehn Liter. Jede 
Familie besteht aus etwa fünf Mitgliedern, die 
vom Milchverkauf leben. Das Einkommen aus 
der Milchproduktion reicht, um Futtermittel 
anzubauen und die Kinder zur Schule zu schi-
cken. Der Dorfvorsteher ist zufrieden mit der 
Molkerei und auch mit den Frauen: „Jetzt sind 
sie selbstständig und die Männer müssen ihnen 
kein Geld mehr geben.“ 

Milchkrise in Europa

Dass es in Deutschland Höfe gibt, die mit 160 
Kühen um ihre Existenz zu kämpfen haben, 
erscheint hier unvorstellbar. Die Rahmenbe-
dingungen sind ganz verschieden, trotzdem 
bewegen die Milchbäuerinnen und -bauern 

Ende Mai 2016 besuchten auf Einladung 
von Misereor und seiner burkinischen 

Partnerorganisation Pasmep zwei deutsche 
Milchbauern, VertreterInnen des European 
Milkboard und von Germanwatch Molke-
reien und MilcherzeugerInnen in Burkina 
Faso. 

Die Milchproduktion in Burkina Faso ist ein 
schwieriges Unterfangen. Es ist heiß, es ist tro-
cken – gerade jetzt zum Ende der Trockenzeit 
ist kaum zu glauben, dass hier Kühe leben. 
Und doch entwickelt sich ein Milchsektor. Die 
Regierung möchte das fördern, setzt dabei aber 
vor allem auf zwei Regionen um die Metro-
polen Ouagadougou und Bobo-Dioulasso. Die 
traditionellen Siedlungsgebiete der Peul, der 
ViehhalterInnen Burkina Fasos, im Norden 
und Osten des Landes spielen in den Plänen 
keine Rolle. Dabei ist es gerade dort notwen-
dig, bessere Perspektiven für Einkommen und 
Beschäftigung zu schaffen. 

Milch ist in Frauenhänden

In der Hauptstadt Ouagadougou treffen wir 
Madame Gariko. Die energische Frau ist die 
Pionierin der Kleinmolkereien in Burkina Faso. 
Seit 1987 produziert und verarbeitet sie zusam-
men mit anderen Frauen Milch. Die Milch ist in 
Frauenhänden, 95 Prozent der Milch wird von 
ihnen produziert. „Als Milch lukrativ wurde, 
wollten plötzlich auch die Männer in unsere 
Kooperative aufgenommen werden. Aber das 
konnten wir verhindern.“ Es ist wichtig für die 
Frauen, unabhängig von den Männern zu sein. 
Ihr Ansehen in der Gesellschaft ist sehr gestie-
gen, seit sie für das Auskommen der Familie 
sorgen können. 

„Sie wollen uns von Produzenten  
zu Konsumenten machen.“

aus Deutschland und Burkina Faso ähnliche 
Fragen: Wie sieht es mit dem Marktzugang aus, 
den Futtermitteln, der Ausbildung und der Tier-
gesundheit? Unsere mitreisenden Milchbauern 
Christoph Lutze und Johannes Pfaller werden 
auf jedem Treffen gefragt, warum sie sich auf 
die lange Reise nach Burkina Faso begeben 
haben. „Wir wollen nicht, dass unsere Probleme 
exportiert werden. Europa muss selber etwas 
tun, um die Milchmenge zu regulieren. Wer 
andere Länder an der Entwicklung hindert, 
verhindert die eigene Entwicklung“, sind sie 
sich einig. 

Milchpulver in Burkina Faso

Burkina Faso importiert Milchpulver im Wert 
von umgerechnet 198 Millionen Euro. In dem 
Land gibt es aber zehn Millionen Kühe. Die 
Importe von mit Pflanzenfett angereichertem 

Der Deutsche Bauernverband gibt dem Le-
bensmitteleinzelhandel die Schuld. Immer-
hin hat Aldi vor einigen Wochen die Trink-
milchpreise auf 49 Cent heruntergeschraubt.

Ein Milchpreis von unter 50 Cent, die billigs-
ten Angebote gibt es mittlerweile für 42 Cent, 
ist unmoralisch und entwürdigend. Natürlich 
nutzen die großen Handelsketten ihre Markt-
macht und die Übermengen an Milch knallhart 
aus, um die Molkereien im Preis zu drücken. 
Andererseits hätten sie ohne den Mengendruck 
gar nicht diese Verhandlungsposition. In den 
Boom-Jahren 2013 und 2014 haben sie ja auch 
anstandslos die wesentlich höheren Preise ge-
zahlt. Es sind doch auch hier wieder die Mol-
kereien, die die Menge gepuscht haben und sie 

jetzt nicht senken wollen und die dem Lebens-
mitteleinzelhandel die unmoralisch niedrigen 
Angebote machen!

Warum ist diese Milchkrise so außerge-
wöhnlich?

Die Krise ist die längste in der neueren Ge-
schichte der Milcherzeugung. 2009 war auch 
schlimm, aber da ging es nach neun Monaten 
schon wieder bergauf. Das ist sicher auch eine 
Folge des Ausstiegs aus der Milchquotierung. 
Wenn bei den niedrigen Preisen Milcherzeu-
gern die Luft ausgeht und sie ihren Hof auf-
geben, übernehmen Wachstumsbetriebe die 
Flächen und die Kühe und liefern die Milch 
weiter. Das hatte die Quote 2009 verhindert. 

Ungewöhnlich ist auch die Deutlichkeit, mit 
der Politiker, Agrar-„Ökonomen“, Bauernver-
bandsvertreter und Molkereivertreter jetzt die 
„Marktbereinigung“ infolge der Krise guthei-
ßen und sich zum Strukturwandel bekennen. Es 
wird inzwischen offen ein Übergang von einer 
bäuerlichen in eine industrialisierte Milchwirt-
schaft propagiert. Damit werden die Interessen 
der Bäuerinnen und Bauern und weiterer Teile 
der Gesellschaft denen der Ernährungsindustrie 
untergeordnet.  

Vielen Dank für das Gespräch!

Interview: Berit Thomsen, Arbeitsgemeinschaft 
bäuerliche Landwirtschaft (AbL)

Mitarbeiterinnen einer kleinen Molkerei in Tambolo, die ausschließlich von Frauen beliefert wird.
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Magermilchpulver nach Westafrika sind im 
letzten Jahr auf über 230.000 Tonnen gestiegen 
und ersetzen dort fast 1,9 Millionen Tonnen 
Milch. Allein in Burkina haben die Importe 
von angereichertem Milchpulver seit 2011 von 
unter 2.000 auf über 5.000 Tonnen zugenom-
men.

Schon jetzt kostet europäisches Milchpulver 
nur halb so viel wie lokale Milch. Wir sprechen 
mit einem Molkereibesitzer aus Bobo-Dioulas-
so: „Ich nehme auch Milchpulver. Es ist billi-
ger als die lokale Milch. Ich nehme es für die 
Joghurtherstellung.“ Überall auf den Märkten 
und in Kiosken finden wir Tütchen mit Milch-
pulver oder milchpulverähnlichen Produkten. 
Es gibt Milchpulver aus Irland, Frankreich, 
Belgien und sogar aus Argentinien. Umgerech-
net kostet ein Liter Milch aus Milchpulver 34 
Cent, lokale Frischmilch kostet zwischen 76 
Cent und 1,10 Euro.

Frau Gariko ist strikt gegen den Import von 
Milchpulver: „Die Politik geht in eine falsche 

Richtung. Die Milch wird auf dem Weltmarkt 
gehandelt. Burkina setzt die eigene Ernährung 
aufs Spiel.“ Sie sagt aber auch, dass der Milch-
sektor in Burkina Faso vernachlässigt wird. „Es 
sollte eine Politik geben, die den Milchsektor 
fördert, damit alle Milchproduzenten ihre Pro-
duktion erhöhen und einen guten Preis bekom-
men. Das geht nicht, wenn billiges Milchpulver 
aus Europa kommt“. Auch die Milchbäuerinnen 
und -bauern in Fada N‘Gourma haben vom 
Ende der Milchquote gehört. Und sie sorgen 
sich. Was ist, wenn noch mehr Milchpulver aus 
Europa kommt?

Unterstützung durch die  
Politik?
In der Hauptstadt Ouagadougou treffen wir 
Abgeordnete des Ausschusses für Entwicklung, 
Umwelt und Klima. Es ist ein sehr intensives 
Gespräch. Die Neugierde ist auf beiden Seiten 
groß. Sich gegenseitig zuhören und verstehen 
– darum geht es. Von den Risiken, die aus 
dem gerade verhandelten Wirtschaftspartner-

schaftsabkommen zwischen der EU und West-
afrika ausgeht, das zollfreie Milchpulverimpor-
te aus der EU festschreiben würde, hören die 
Abgeordneten zum ersten mal. Ein bewegender 
Ausspruch kommt hier von René Millogo, dem 
Koordinator von Pasmep: „Sie wollen uns von 
Produzenten zu Konsumenten machen.“ Mit 
„sie“ sind die Milchpulverexporteure aus Euro-
pa und anderswo gemeint. 

Ausblick

Ob sich das zarte Pflänzchen lokale Milch wei-
terentwickelt, hängt ab von der Unterstützung 
des Staates, aber auch von der Konkurrenz 
durch importiertes Milchpulver. Milchbäuerin-
nen und -bauern sowie Molkereikooperativen 
beginnen, sich zusammenzuschließen und ihre 
Interessen auch gegenüber der Politik deut-
licher vorzubringen. Haben sie Erfolg, stärkt 
das die Rolle der Frauen und verbessert das 
Einkommen der Haushalte. 

Kerstin Lanje, Misereror

Glyphosat in aller Munde
Der Kampf um die Wiederzulassung des Herbizids 
in der EU ist noch nicht ausgefochten

Glyphosat, das weltweit am meisten verwen
dete Unkrautvernichtungsmittel, gerät zu-

nehmend in die Kritik. Die Anwendung von 
Glyphosat nimmt von Jahr zu Jahr zu. Ebenso 
lassen sich seit Jahren schon Rückstände des 
Herbizids  in Mensch, Tier und Umwelt nach-
weisen und nehmen Resistenzen gegen Glypho-
sat bei starker Anwendung zu. 

Im Zusammenhang mit Glyphosat kritisieren 
Gegner – so auch die Arbeitsgemeinschaft bäu-
erliche Landwirtschaft (AbL) – immer wieder 
die intransparenten Zulassungsvorgänge ebenso 
wie den Einsatz des Mittels als billige Alter-
native zu gutem Ackerbau. Untersuchungen in 
Deutschland zeigen, das der typische Stark-
anwender ein durchrationalisierter, fruchtfol-
gearmer Betrieb mit relativ großen Flächen 
und wenig Arbeitskräften ist. „Glyphosat steht 
für ein ackerbauliches System, dass wir nicht 
wollen“, sagt AbL-Bundesvorsitzende Gertraud 
Gafus. „Jenseits aller Diskussionen um die ge-
sundheitlichen und ökologischen Auswirkungen 
des Wirkstoffes bleibt Glyphosat ein billiges 
Mittel, das Rationalisierung und industrielle 
Strukturen im Ackerbau unterstützt und för-
dert. In den vergangenen Jahren hat sich ein 
immer schnellerer und sorgloserer Griff zu 
Glyphosat als bequeme Lösung entwickelt.“ 
Statt als Notfalloption, wie ursprünglich mal 
gedacht und von kritischen Bauern und Bäu-

erinnen eingesetzt, sei Glyphosat inzwischen 
viel zu oft Standard auf dem Acker und auch 
auf dem Grünland. Die AbL fordert von der 
EU-Kommission, Glyphosat nicht wieder zu-
zulassen. Der Deutsche Bauernverband und die 
Arbeitsgemeinschaft Glyphosat, eine industri-
elle Lobbygemeinschaft, warnen dagegen vor 
„politischen Pflanzenschutzmittelzulassungen“ 
und davor, „wissenschaftlich haltlos zu skanda-
lisieren und Panik zu schüren.“

Entscheidungsblockade  
in Brüssel
Der derzeit in Brüssel laufende Prozess um die 
Wiederzulassung gestaltet sich schwierig. Am 
Anfang standen sich zwei Seiten gegenüber: Die 
EU-Kommission schlug eine uneingeschränkte 
Wiederzulassung für 15 Jahre vor, entsprechend  
ihren wissenschaftlichen Quellen, der europäi-
schen Lebensmittelsicherheits-Behörde (EFSA)  
und des deutschen Bundesinstituts für Risiko-
bewertung (BfR), die das Herbizid als unbe-
denklich einstufen. Dem gegenüber stand eine 
breite Gegnerschaft aus Umwelt- und Gesund-
heitswissenschaftlerInnen, PolitikerInnen und 
AktivistInnen – besonders entschlossen, seit 
die internationale Krebsforschungsagentur der 
Weltgesundheitsorganisation WHO Glyphosat 
für „wahrscheinlich krebserregend“ hält. Weiter 
anwachsender gesellschaftlicher Druck und die 

Ablehnung einer uneingeschränkten Wieder
zulassung durch Mitgliedstaaten wie Italien, 
Frankreich, Schweden und die Niederlande 
führten dazu, dass die EU-Kommission die Ent-
scheidung mehrfach verschob. Bundeslandwirt-
schaftsminister Christian Schmidt (CSU) und 
Bundesumweltministerin Barbara Hendricks 
(SPD) konnten sich nicht einigen und sorgen 
somit für ein Quasi-Veto Deutschlands. Die 
Kommission hat sich nun für die zweitschlech-
teste Lösung entschieden und die Zulassung um 
18 Monate verlängert, statt wie ursprünglich 
geplant für 15 Jahre.

Die EU muss die Risiken von Glyphosat nun 
erneut intensiv prüfen, und damit Risiken für 
Umwelt und VerbraucherInnen in Europa ver-
ringern. Sie könnte damit auch andere Länder 
wie Brasilien, Argentinien und Paraguay inspi-
rieren, in denen der intensive Glyphosat-Einsatz 
im Sojaanbau zu großen Problemen führt. 

Claudia Schievelbein,
Redakteurin „Unabhängige Bauernstimme“

Proteste gegen Glyphosat formierten sich in zahl-
reichen deutschen Städten.
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bekämpfung in Handelsabkommen bestenfalls 
eine Nebenrolle. Doch nicht zuletzt die vielen 
Demonstrationen gegen weitere Handelsver-
träge – zuletzt mit über 100.000 Menschen in 
Hannover – zeigen, dass diese Interessen im-
mer wichtiger werden.

Die 2001 begonnene sogenannte Doha-
Runde der Welthandelsorganisation WTO 

stagniert seit Jahren. EU und USA wollen 
deshalb mit regionalen Abkommen wie dem 
TTIP (Transatlantic Trade and Investment Part-
nership) und dem Transpazifischen Gegenstück 
TPP die Liberalisierung des Welthandels voran- 
treiben. 

Die 10. WTO-Ministerkonferenz im Dezem-
ber 2015 in Nairobi war der letzte Versuch, 
die seit Jahren festgefahrene Doha-Runde zu 
einem Abschluss zu bringen. USA, EU und 
Japan wollten einen Abschluss aber nur zu 
ihren Bedingungen zulassen, die wiederum für 
Entwicklungs- und Schwellenländer nicht ak-
zeptabel waren. Damit erklärten die Industrie-
staaten die Doha-Runde faktisch für beendet. 
Immerhin war es in Nairobi noch gelungen, 
Exportsubventionen für landwirtschaftliche 
Güter dauerhaft zu verbieten. Praktisch hatten 
sie ohnehin keine Rolle mehr gespielt. Dass der 
Plan aufgeht, den Welthandel statt in der WTO 
nun in regionalen Abkommen der großen Han-
delsmächte zu deregulieren, ist angesichts der 

Globale nachhaltige Entwicklungsziele  
statt TTIP und Welthandelsorganisation

wachsenden Proteste gegen 
TTIP und TPP zu bezwei-
feln. 

Für eine normative 
Neuausrichtung 
des multilateralen 
Handelssystems

Der bisherige Ansatz der 
internationalen Handelspo-
litik, Märkte immer weiter 
zu deregulieren, ist in eine 
Sackgasse geraten. Grund 
hierfür ist zum einen ihr ei-
gener Erfolg. Für die meisten 
Produkte wurden Zölle und 
andere Handelsschranken so 
weit gesenkt, dass sich durch eine weitere 
Marktöffnung kaum noch nennenswerte Kos-
tensenkungen umsetzen lassen. Zum anderen 
spielen gesamtgesellschaftliche Interessen wie 
Umwelt- und Verbraucherschutz, Menschen- 
und Arbeitsrechte sowie Armuts- und Hunger-

Regionales Futter – ein Schritt auf 
dem Weg aus der Milchkrise
Interview mit Karsten Löffler, Geschäftsführer der Allianz Climate Solutions

Die zusätzliche Milcherzeugung in der EU 
ist der wichtigste Grund für die niedrigen 

Milchpreise. Durch eine andere Fütterung lie-
ßen sich Überschüsse reduzieren. 

Die Europäische Union hat sich in den letzten 
Jahrzehnten zu einem der wichtigsten Expor
teure von Fleisch- und Milchprodukten entwi-
ckelt. Nach dem Auslaufen der Quotenregelung 
2015 sind die Milchexporte drastisch angestie-
gen. Die Tiere werden immer intensiver gefüt-
tert, um kurzfristig eine höhere Milchleistung 
pro Kuh zu ermöglichen und die vielen immer 
größeren Herden zuverlässig versorgen zu kön-
nen. Im Ergebnis gehen Kühe immer seltener 
auf die Weide, um Gras zu fressen. Stattdessen 
bekommen sie Mais-Silage, Getreide und Soja.

Diese Fütterung hat eine Reihe von Nachteilen: 
•	 Kühe, die so gefüttert werden, bekommen 

häufiger Probleme mit Stoffwechsel und Ver-
dauung, als die vor allem Gras fressenden. 

•	 In Deutschland nimmt der Anbau von Mais 
und Getreide zu. Bodenfruchtbarkeit und Ar-
tenvielfalt gehen im Vergleich zu Grasland 
stark zurück.

•	 Soja wird aus Südamerika importiert, wo 
für den Anbau Kleinbäuerinnen und -bau-
ern vertrieben und Wälder abgeholzt wer-
den. Das Pflanzengift Glyphosat wird dort 
flächendeckend und noch intensiver einge-
setzt als in der EU.

Regionale Alternativen in der 
Tierfütterung sind möglich

Germanwatch, die Arbeitsgemeinschaft bäuer-
liche Landwirtschaft und der WWF stellen in 
einem gemeinsamen Hintergrundpapier Alter-
nativen zur sojabasierten Fütterung vor. Boh-
nen, Erbsen, Kleegras und andere Legumino-
sen können Stickstoff aus der Luft binden und 
sich damit selbst sowie benachbarte Pflanzen 

düngen. Ihr regelmäßiger Anbau hilft dabei, 
Mineraldünger einzusparen und die Boden-
qualität zu verbessern. Gerade bei Milchkühen 
können diese Pflanzen Soja gut als Eiweißfut-
ter ersetzen, wenn die Kühe keine Höchster-
träge bei der jährlichen Milchleistung bringen 
müssen. Noch wirksamer ist die weitgehende 
Umstellung auf Gras und Weide. Geringeren 
jährlichen Erträgen stehen hier höhere Milch-
qualität und geringere Futterkosten gegenüber. 
Gerade in Zeiten der durch Überproduktion 
verursachten Preiskrise, sollte es für Milchbäu-
erinnen und -bauern lohnend sein, durch eine 
regionale, artgerechtere Fütterung die Erzeu-
gung zu dämpfen und die Milch als regional, 
gesünder und umweltfreundlicher vermarkten 
zu können. 

Link zum Hintergrundpapier: 
www.germanwatch.org/de/12377

Tobias Reichert

Kreativer Protest in Berlin, wo am 10. Oktober 2015 eine viertel Million 
Menschen gegen TTIP demonstrierten.
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Die Landwirtschaft in Deutschland steht vor 
einem grundlegenden Wandel: Sie wird 

zunehmend auf Export getrimmt. Dies ist das 
Ergebnis der Rahmenbedingungen, die von 
der deutschen und EU-Politik gesetzt werden 
– maßgeblich auf Druck der exportorientierten 
Agrarindustrie. Bäuerliche Milchhöfe müssen 
wachsenden Betrieben weichen. Ökologie und 
Tierschutz stehen auf dem Spiel. Und in armen 
Ländern dieser Welt verzerren billige Lebens-
mittel aus Europa und Deutschland die dortigen 
Märkte.

Der Sachcomic „Mensch Macht Milch“ gibt 
einen Einblick in die politische, gesellschaftli-
che, bäuerliche und privatwirtschaftliche Aus-
einandersetzung um diese Entwicklungen. Und 
er macht Vorschläge, wie eine zukunftsfähige 
Milchwirtschaft aussehen könnte.

Sie können den Comic auf der Website von 
Germanwatch herunterladen oder bestellen: 
www.germanwatch.org/de/11822

Mensch. Macht. Milch. Wie Konzerne unsere 
bäuerliche Landwirtschaft verpulvern
Ein Sachcomic von Germanwatch und der Arbeitsgemeinschaft 
bäuerliche Landwirtschaft

Internationale Handelsabkommen sollten ande-
re und komplexere Ziele verfolgen als Markt- 
öffnung und Deregulierung. Mit der Verab-
schiedung der globalen nachhaltigen Entwick-
lungsziele (Sustainable Development Goals, 
SDG) durch die Vereinten Nationen im Herbst 
2015 hat sich die Staatengemeinschaft einen 
Katalog von Aufgaben gesetzt, der zwar nicht 
bis ins Letzte kohärent, aber in Teilen durchaus 
fortschrittlich ist. 

Eine glaubwürdige  Politik muss die  SDG auch 
als bindende Rahmensetzung für die Handels- 

und Investitionspolitik nutzen. Internationaler 
Handel ist kein Selbstzweck. Wenn er die SDG 
untergräbt, müssen Staaten gegensteuern kön-
nen. Zugleich sollten Länder, die Exportgüter 
unter Bedingungen herstellen, die der Umset-
zung der SDG (z.  B. Erhalt der Biodiversität, 
Klimaschutz, Arbeitsrecht) zuwiderlaufen, an 
den Verhandlungstisch gebracht werden. Der 
Handel muss zum Motor der Umsetzung der 
SDG werden – nicht zu deren Bremsklotz. 

Damit ließen sich freilich nicht alle Probleme 
des internationalen Handelssystems lösen. Es 

könnte allerdings den Einstieg in eine ergeb-
nisoffene Veränderung der einseitig auf Dere-
gulierung ausgelegten Handelsregeln bieten, 
der mit den derzeitigen Zielkatalogen und Ver-
handlungsmandaten nicht möglich ist. 

Tobias Reichert

Dieser Artikel basiert auf einer Analyse von 
Sven Hilbig (Brot für die Welt) und Tobias 
Reichert im Sonderdienst des Informations­
briefs Weltwirtschaft und Entwicklung vom 
April 2014.

Mensch.Macht.Milch.

Ein Sachcomic von Germanwatch 
und der Arbeitsgemeinschaft 

bäuerliche Landwirtschaft

Wie Konzerne unsere bäuerliche Landwirtschaft 
verpulvern

2016 Milchcomic-160303-RZ.indd   1
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Ziele von Germanwatch
Germanwatch ist eine gemeinnützige und unabhängige 
Umwelt- und Entwicklungsorganisation. Wir engagieren 
uns seit 1991 für globale Gerechtigkeit und den Erhalt 
der Lebensgrundlagen. Klimaschutz und Anpassung, 
Welternährung, Unternehmensverantwortung, Bildung für 
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Umweltorganisationen weltweit eng vernetzt.
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Bonn: Germanwatch e.V., Kaiserstr. 201, 53113 Bonn 
Tel. (0228) 604 92-0, Fax (0228) 604 92-19

Internet: www.germanwatch.org,  
E-Mail: info@germanwatch.org

Spenden
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IBAN: DE33 1002 0500 0003 2123 00  
BIC / Swift: BFSWDE33BER 
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¢	Berlin, 30.9.–3.10.: 2. „Wir haben es satt“-Kongress mit  
Beteiligung von Germanwatch. Weitere Infos unter: 
www.wir-haben-es-satt.de/start/kongress/startseite

¢	Bonn, 24.10.:  Germanwatch beim „Tag der Vereinten 
Nationen“, Infostand mit Germanwatch-MitarbeiterInnen.  
Weitere Infos unter: www.germanwatch.org/de/12097

¢	Bonn, 29.11.: Laudato Si – Abschlussveranstaltung  
zu 25 Jahre Germanwatch & zum Partnerschaftsjahr mit  
der Stadt Bonn 
Infos ab Herbst unter: www.germanwatch.org/de/11933

Termine

¨	Ich spende an Germanwatch einmalig den Betrag von                   
                    e per Lastschrift.

¨	Ich werde Fördermitglied von Germanwatch und zahle 

	 ¨ monatlich   ¨ halbjährlich   ¨ jährlich 

	 den Betrag von               e (Mindestbeitrag: 5 e monat-
lich / 30 e halbjährlich / 60 e  jährlich).

Ich bin damit einverstanden, dass Germanwatch diesen 
Betrag von meinem Konto abbucht.  
Diese Einzugsermächtigung kann ich jederzeit kündigen.  
Wenn mein Konto nicht ausreichend gedeckt ist, ist mein 
kontoführendes Kreditinstitut nicht verpflichtet, den 
Betrag einzulösen.

Konto-Nr.

Geldinstitut				  

BLZ

Datum	

Unterschrift

Bitte einsenden an:  
Germanwatch e.V., Stresemannstr. 72, 10963 Berlin

Sie können auch per Überweisung spenden  
(Bankverbindung siehe Impressum).

Ihre Spende ist steuerabzugsfähig. Anfang des kommen-
den Jahres erhalten Sie ab einer Spende von 25 e   
automatisch eine Spendenquittung. Bei Beträgen 
darunter legen Sie Ihrer Steuererklärung einfach den 
Kontoauszug bei.

Ja, ich unterstütze Germanwatch...

Name	

Vorname

Straße / Nr.

PLZ/Ort

Tel. 		

E-Mail


